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I. Arbeitsgericht Dresden Urteil vom 23. Februar 2022 

- 1 Ca 1947/19 - 
  
II. Sächsisches Landesarbeitsgericht Urteil vom 12. Dezember 2023 

- 5 Sa 77/22 - 
  
  

 

Entscheidungsstichworte:  
Sozialplanabfindung - Fälligkeit - Verzugszinsen 

Hinweise des Senats: 
Parallelentscheidung zu führender Sache - 1 AZR 73/24 -; ohne Tatbe-
stand und Entscheidungsgründe 
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BUNDESARBEITSGERICHT 

1 AZR 74/24 
5 Sa 77/22 
Sächsisches 
Landesarbeitsgericht 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
28. Januar 2025 

URTEIL 
Metze, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

 

 

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 

 

 

 

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen  

Verhandlung vom 28. Januar 2025 durch die Präsidentin des Bundesarbeitsge-

richts Gallner, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Ahrendt und 

Dr. Rinck sowie die ehrenamtliche Richterin Wankel und den ehrenamtlichen 

Richter Widuch für Recht erkannt: 



 - 2 - 1 AZR 74/24 
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1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Sächsi-
schen Landesarbeitsgerichts vom 12. Dezember 2023  
- 5 Sa 77/22 - insoweit aufgehoben, als das Landesar-
beitsgericht die Berufung der Klägerin gegen die Abwei-
sung des Klageantrags zu 2. durch das Arbeitsgericht 
zurückgewiesen hat. 

2. Im Umfang der Aufhebung wird das Urteil des Arbeitsge-
richts Dresden vom 23. Februar 2022 - 1 Ca 1947/19 -  
auf die Berufung der Klägerin abgeändert und die  
Beklagte verurteilt, an die Klägerin Verzugszinsen iHv. 
1.668,54 Euro zu zahlen. 

3. Die Beklagte hat die Kosten des Revisionsverfahrens zu 
tragen. Von den Kosten des Berufungsverfahrens haben 
die Klägerin 95 % und die Beklagte 5 %, von den Kosten 
des erstinstanzlichen Verfahrens die Klägerin 55 % und 
die Beklagte 45 % zu tragen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 

Die Parteien haben auf Tatbestand und Entscheidungsgründe verzichtet 

(§ 72 Abs. 5 ArbGG iVm. § 555 Abs. 1, § 313a Abs. 1 ZPO). 

 Gallner  Ahrendt  Rinck  

  Wankel  Widuch   
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